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8 AZR 515/94
1 Sa 862/93 Brandenburg

Im Hamen des Volkes!
Verkündet am 
7. September 1995 Urteil
Zeuner,Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachender Geschäftsstelle

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 7. September 1995 durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Ascheid, die Richter 
Dr. Müller-Glöge und Dr. Mikosch sowie die ehrenamtlichen 
Richter Dr. Scholz und Hennecke für Recht erkannt:
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Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Brandenburg vom 29. März 
1994 - 1 Sa 862/93 - wird zurückgewiesen.
Der Beklagte hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger fordert vom Beklagten Nutzungsausfall für seinen 
privaten Pkw nach einem auf einer Dienstfahrt erlittenen Unfall.

Der Kläger war von Mai 1991 bis März 1992 beim Beklagten als 
Rechtssekretär beschäftigt. Bei der Fahrt zu einem auswärtigen 
Gerichtstag kam es ohne grobe Fahrlässigkeit des Klägers zu einem 
Glatteis-Unfall, bei dem der Pkw des Klägers erheblich beschädigt 
wurde. Nachdem durch ein Sachverständigengutachten geklärt war, 
daß kein Totalschaden vorlag, ließ der Kläger den Pkw in einer 
Vertragswerkstatt reparieren. Er konnte ihn deshalb 43 Tage nicht 
nutzen.

Der Beklagte regulierte den am Pkw eingetretenen Sachschaden 
nach der (unstreitig) anwendbaren "Betriebsvereinbarung zur Rege­
lung von versicherungsmäßig nicht abgedeckten Unfallschäden bei 
Benutzung eines angestellteneigenen Kraftwagens für Dienst­
zwecke". Hierin heißt es u.a.:

"Anspruchsvoraussetzungen
Entsteht einem Beschäftigten des DGB während 
einer Dienstfahrt - unter Berücksichtigung von
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Ziffer 1.2 - an seinem Fahrzeug ein Unfallscha­
den, so gewährt der DGB Schadenersatz. Dieser 
entfällt, soweit seitens des Beschäftigten Vor­
satz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt."

Der Beklagte lehnte einen Ersatz des Nutzungsausfallschadens 
in Höhe von 3.741,—  DM ab.

Der Kläger hat geltend gemacht, der Beklagte sei aufgrund 
der Betriebsvereinbarung auch zum Ersatz des Nutzungsausfallscha­
dens verpflichtet. Eine vertragliche Haftung dürfe im Umfang hin­
ter einem deliktischen Schadensersatz nur Zurückbleiben, wenn 
eine derartige Einschränkung ausdrücklich vereinbart sei.

Der Kläger hat, soweit in der Revisionsinstanz noch erheb­
lich, beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger 
3.741,—  DM zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat geltend gemacht, die Betriebsvereinbarung 
regele die Ersatzleistungen abschließend. Ein Nutzungsausfall sei 
jedoch nicht erwähnt. Auch kraft Gesetzes sei nur der Schaden am 
Fahrzeug selbst zu ersetzen. Die Betriebsvereinbarung habe nicht 
eine gegenüber der kraft Gesetzes bestehenden Rechtslage günsti­
gere Regelung schaffen wollen. Der Beklagte könne nicht mit einem 
deliktisch haftenden Schädiger gleichgesetzt werden. Eine Natu-
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ralrestitution rechtfertige sich allein aus der Schuldhaftigkeit 
der Schadenszufügung. Den Beklagten treffe aber kein Verschulden.

Der Ersatz eines Nutzungsausfallschadens sei nicht angemes­
sen, weil der Kläger dadurch bessergestellt werden würde, als er 
bei einem Unfall auf einer Privatfahrt stehen würde. Hier würde 
selbst die Vollkaskoversicherung den Nutzungsausfall nicht bezah­
len. Darüber hinaus ergebe sich aus dem Antragsformular, das bei 
dem Beklagten zur Abrechnung von Unfällen verwendet werde, daß 
eine Erstattung von Nutzungsausfall nicht vorgesehen sei.

Das Arbeitsgericht hat der Kiage hinsichtlich des noch 
streitigen Teiles stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat die 
Berufung des Beklagten zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt 
der Beklagte seinen Klageabweisungsantrag weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Die Vorinstanzen haben den 
Beklagten zu Recht zur Zahlung von Nutzungsausfallentschädigung 
in Höhe von 3.741,—  DM verurteilt.

A. Dieser Anspruch des Klägers ergibt sich unabhängig von einer 
gesetzlichen Anspruchsgrundlage bereits aus der auf den vorlie­
genden Schadensfall anwendbaren "Betriebsvereinbarung zur Rege­
lung von versicherungsmäßig nicht abgedeckten Unfallschäden bei 
Benutzung eines angestellteneigenen Kraftwagens für Dienst-
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zwecke".

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

I. Die Voraussetzungen dieses Schadensersatzanspruches sind ge­
geben .

Die Auslegung der Betriebsvereinbarung ergibt Keine Be­
schränkung auf den reinen Fahrzeugschaden. Die Betriebsvereinba­
rung setzt die seit der Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 
vom 8. Mai 1980 (BAGE 33, 108 = AP Nr. 6 zu § 611 BGB Gefähr­
dungshaftung des Arbeitgebers) in ständiger Rechtsprechung ange­
nommenen Grundsätze einer Gefährdungshaftung des Arbeitgebers um. 
Danach hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die ohne Verschulden 
des Arbeitgebers am Pkw des Arbeitnehmers entstandenen Unfall­
schäden zu ersetzen, wenn das Fahrzeug mit Billigung des Arbeit­
gebers in dessen Betätigungsbereich eingesetzt wurde. Um einen 
Einsatz im Betätigungsbereich des Arbeitgebers handelt es sich, 
wenn ohne den Einsatz des Arbeitnehmerfahrzeugs der Arbeitgeber 
ein eigenes Fahrzeug einsetzen und damit die Unfallgefahr tragen 
müßte.

Weder dem Wortlaut der Betriebsvereinbarung noch anderen 
Auslegungsgesichtspunkten kann deshalb entnommen werden, daß die 
Schadensersatzpflicht des Beklagten eingeschränkt werden soll.
Die Betriebspartner haben in der freiwilligen Betriebsvereinba­
rung zur Regelung von versicherungsmäßig nicht abgedeckten Un­
fallschäden mit dem Wort "Schadensersatz" einen Begriff der deut­
schen Rechts- und Gesetzessprache gebraucht, dem nach dem bürger­
lichen Recht ein bestimmter Inhalt zuzuordnen ist. Nutzen die Be­
triebspartner ohne weitere Erläuterung einen derartigen Rechtsbe­
griff, so kann davon ausgegangen werden, daß sie ihn im allgemein
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anerkannten Sinne verstanden wissen wollen. Danach ergibt sich 
eine Übernahme der aus den §§ 249 ff. BGB abzuleitenden Rechts­
folgen für das Ausgleichsverfahren nach der Betriebsvereinbarung. 
Die Formulierung "entsteht ... an seinem Fahrzeug ein Unfallscha­
den" beschreibt somit nur den Anlaß der Schadensersatzpflicht, 
nicht aber eine Begrenzung des ersatzfähigen Schadens.

Wie das Berufungsgericht mit Recht festgestellt hat, ergibt 
sich aus dem vom Beklagten vorgelegten Formular gleichfalls kein 
Ausschluß des Nutzungsausfallschadens von der Ersatzpflicht. Das 
Formular ist kein Bestandteil der Betriebsvereinbarung und des­
halb ungeeignet, eine bestimmte Auslegung der Betriebsvereinba­
rung vorzugeben. Darüber hinaus kann allein aus dem Fehlen einer 
Rubrik nicht auf den Ausschluß des Nutzungsausfalls geschlossen 
werden.

II. Der zu leistende Schadensersatz umfaßt auch den Nutzungsaus­
fallschaden. Der Bundesgerichtshof hat in ständiger Rechtspre­
chung (seit BGH Urteil vom 30. September 1963 - III ZR 137/62 - 
BGHZ 40, 345, 354 f.) angenommen, daß zum Schaden, der durch 
einen Unfall am Pkw entsteht, auch der Nutzungsausfall gehört.
Wer Ersatz für die Beschädigung am Fahrzeug zu leisten hat, muß 
auch den Schaden ersetzen, der dadurch entsteht, daß das Fahrzeug 
bis zur Instandsetzung der Benutzung entzogen ist (BGH Urteil vom 
18. Mai 1971 - VI ZR 52/70 - AP Nr. 14 zu § 249 BGB). Diese 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs basiert auf der Annahme, 
daß in der Benutzungsmöglichkeit ein Vermögenswert liegt, der 
über die laufenden Kosten des Unterhalts eines Wagens hinausgeht. 
Dieser Rechtsprechung schließt sich der erkennende Senat an.
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Der Hinweis des Beklagten, die Leistungspflicht einer Voll­
kaskoversicherung umfasse nicht den Ersatz des Nutzungsausfall­
schadens, rechtfertigt kein anderes Ergebnis. Die Leistungs­
pflicht der Vollkaskoversicherung bestimmt sich danach, für wel­
che Risiken die Versicherung aufgrund des Versicherungsvertrags 
mit dem Versicherungsnehmer einstehen muß. Wenn diese vertragli­
che Risikoübernahme auf bestimmte Unfallrisiken beschränkt ist 
und andere Risiken unberücksichtigt läßt, können hieraus keine 
Rückschlüsse auf die Risikoverteilung in anderen Rechtsverhält­
nissen gezogen werden. Ist der Arbeitnehmer nicht in vollem Um­
fang gegen die Verwirklichung des allgemeinen Lebensrisikos ver­
sichert, rechtfertigt dies nicht, ihm bei dienstlicher Nutzung 
seines Kraftwagens das andernfalls vom Arbeitgeber zu tragende 
Unfallrisiko eines Firmenkraftwagens aufzubürden. Zu diesem Un­
fallrisiko des Arbeitgebers würde auch der Nutzungsausfallschaden 
des Firmenkraftwagens gehören.

III. Ein anderes Ergebnis ergibt sich auch nicht daraus, daß der 
Beklagte nicht aus Delikt, sondern aufgrund einer freiwilligen 
Betriebsvereinbarung haftet. Die Pflicht zum Ersatz des Nutzungs­
ausfallschadens beruht nicht, wie der Beklagte einwendet, auf 
einer Gleichsetzung mit einem schuldhaft handelnden Schädiger, 
sondern einer interessengerechten Risikoverteilung. Der Arbeitge­
ber hat dem Arbeitnehmer andernfalls bei ihm selbst erwachsende 
Vermögenseinbußen auszugleichen.
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B. Die Höhe des Nutzungsausfallschadens ist nach den nicht ge­
rügten Feststellungen im Urteil des Landesarbeitsgerichts un­
streitig.

C. Der Beklagte hat gemäß § 97 Abs. 1 ZPO die Kosten seiner er­
folglosen Revision zu tragen.

Ascheid Müller-Glöge Mikosch
Dr. Scholz B. Hennecke
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